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ihren Regelungen staatliche Organe ermächtigt, eine Viel­
zahl natürlicher Objekte zu schützen, bewirkt die BSehVO 
direkt den Schutz einer Art natürlicher Objekte — von 
Bäumen außerhalb des Waldes. Es ist also künftig nicht 
mehr notwendig, Bäume, für die die BSehVO zutrifft, 
unter Schutz zu stellen, wenn nichts anderes bezweckt 
wird, als den nach der BSehVO bereits gewährten Schutz 
zu erreichen.

Zu beachten ist jedoch, daß der Geltungsbereich der 
NSchVO im allgemeinen über den Geltungsbereich der 
BSehVO weit hinausgeht. Die Regelungen über geschützte 
Parks (§ 10 NSchVO) oder den Schutz von Hecken, Gehöl­
zen und Baumreihen außerhalb des Waldes (§ 12 NSchVO) 
beziehen sich nicht nur auf Bäume, die auch von der 
BSehVO erfaßt werden, sondern auch auf andere Objekte, 
insbesondere auch auf andere Gehölze. <■

Aus dem Text der NSchVO ergibt sich darüber hinaus, 
daß das durch sie zu gewährende Schutzbedürfnis auf ganz 
konkrete Komplex- oder bestimmte Einzelobjekte gerich­
tet ist. Der allgemeine Schutz von Bäumen außerhalb des 
Waldes ist nicht ihr eigentliches Anliegen, wenn sie auch 
zeitweise zu diesem Schutz beitragen konnte. Um solche 
Komplex- und Einzelobjekte zu schützen, bleibt die 
Schutzerklärung durch die örtlichen Staatsorgane erforder­
lich und möglich. Wenn also in § 11 BSehVO gesagt wird, 
daß von der BSehVO die NSchVO nicht berührt wird, so 
bedeutet dies zunächst, daß jede Bestimmung der NSchVO 
auch weiterhin Geltung besitzt. Es bedeutet weiter, daß 
in den Fällen, in denen es Räte der Bezirke oder Kreise 
nach Maßgabe der Bestimmungen der NSchVO für erfor­
derlich halten, natürliche Objekte zu schützen, die teil­
weise oder ausschließlich aus Bäumen bestehen, die auch 
Gegenstand der BSehVO sind, Genehmigungen sowie 
Auflagen, Ordnungsstrafmaßnahmen, Beschwerdeentschei­
dungen usw. nach den Normen der NSchVO i. V. m. dem 
LKG ergehen. Das gebietet im Einklang mit § 11 BSehVO 
das Prinzip des demokratischen Zentralismus.

2. Die BSehVO trägt in erster Linie dem allgemeinen 
gesellschaftlichen Interesse Rechnung, die natürliche Um­
welt zu schützen, zu erhalten und zu gestalten. Sie schützt 
die Bäume unabhängig davon, in wessen Eigentum oder 
Rechtsträgerschaft sie stehen und richtet sich mit ihrem 
Beseitigungsverbot sowohl an den Eigentümer bzw. 
Rechtsträger eines Baumes als auch an dritte Personen, 
deren Eigentum der Baum nicht ist.

Der Schutz der Rechte einzelner Bürger, Betriebe, Ge­
nossenschaften, staatlicher Organe und Einrichtungen vor 
Handlungen anderer, die den Baumbestand rechtswidrig 
schädigen, ist Funktion anderer (zivilrechtlicher, wirt­
schaftsrechtlicher, strafrechtlicher, bodenrechtlicher) Vor­
schriften. Diese werden durch die BSehVO nicht einge­
schränkt. So ist nach §§ 330 ff. ZGB schadenersatzpflich­
tig, wer Bäume, die sich in Eigentum oder in Rechtsträ­
gerschaft eines anderen befinden, rechtswidrig beschädigt 
oder beseitigt (§ 20 NSchVO).

Allerdings wurden Betrieben, Genossenschaften, staat­
lichen Organen und Einrichtungen sowie Bürgern spezielle 
Pflichten zur Erhaltung, zur Pflege und zum Schutz von 
Natur Objekten, speziell auch von Bäumen, auf er legt. Nach 
§ 2 Abs. 2 BSehVO sind nämlich Eigentümer, Rechtsträ­
ger und Nutzungsberechtigte von Grundstücken verpflich­
tet, die auf ilyen Grundstücken stehenden Bäume zu er­
halten, zu pflegen und vermeidbare schädigende Einwir­
kungen zu unterlassen (vgl. dazu auch § 19 NSchVO und 
§ 12 der 2. DVO zum LKG). Entstehen jedoch bei Maßnah­
men des Umweltschutzes — auch bei der Pflege und Er­
haltung des Baumbestandes — sozialistischen Landwirt­
schaftsbetrieben Wirtschaftserschwernisse, indem die Nut­
zung der Bodenfläche beschränkt wird, so ist nach boden­
rechtlichen Bestimmungen ein Ausgleich zu gewähren (§ 21 
NSchVO und BodennutzungsVO).

3. Da die BSehVO nur für Bäume außerhalb des Wal­
des gilt, regeln sich Erhaltung, Pflege und Schutz der 
Bäume auf Waldflächen nach den Rechtsvorschriften über 
die Wälder?; deren Geltungsbereich wird durch die 
BSehVO gleichfalls nicht eingeschränkt.

4. Hinzuweisen ist schließlich auch darauf, daß Bäume, 
die sich in Anlagen befinden, für die das Gesetz zur Er­
haltung der Denkmale in der DDR — Denkmalpflege­
gesetz — vom 19. Juni 1975 (GBl. I Nr. 26 S. 458) gilt, nicht 
von der BSehVO betroffen werden. Hier haben auch wei­
terhin die speziellen Organe der Räte der Kreise zu ent­
scheiden.

Zur Zeit gelten für Bäume außerhalb des Waldes zumeist 
örtliche Baumschutzordnungen bzw. in Stadt- und Ge­
meindeordnungen enthaltene Schutzbestimmungen, die die 
örtlichen Staatsorgane entsprechend ihrer Verantwortung 
für die Angelegenheiten des Territoriums und seiner Bür­
ger beschlossen haben. Mit dem Inkrafttreten der BSehVO 
werden die örtlichen Regelungen nicht etwa überflüssig, es 
ist jedoch erforderlich, sie der neuen Regelung anzupassen. 
Während des relativ langen Zeitraums zwischen Veröf­
fentlichung und Inkrafttreten der BSehVO soll den örtli­
chen Staatsorganen Gelegenheit für die Erarbeitung eige­
ner Festlegungen bzw. für die Anpassung der bisher be­
stehenden Regelungen gegeben werden. Örtliche Regelun­
gen dürfen keinesfalls in Widerspruch zu zentralen 
Rechtsvorschriften stehen.

örtliche Schutzregelungen können deshalb noch not­
wendig sein, wejl Gehölze zu schützen sind, die nicht die 
Baumqualität i. S. der BSehVO haben. Daneben können 
sich örtliche Erfordernisse zur Erhaltung, zur Pflege und 
zum Schutze der Bäume ergeben, auf die in der BSehVO 
nur grundsätzlich hingewiesen wird (so z. B. in § 3), und 
die über die in der BSehVO detailliert geregelten Fragen 
hinausgehen. Im besonderen ergibt sich die Möglichkeit 
örtlicher Regelungen aus der BSehVO selbst, die in § 1 
Abs. 2 festsetzt, daß in Ortssatzungen besondere Bestim­
mungen getroffen werden können.

Um in den örtlichen Regelungen Übereinstimmung mit 
der BSehVO zu erreichen, sind sie den Vorschriften über 
das Genehmigungsverfahren (Zuständigkeiten), die Auf­
lage zur Ersatzpflanzung und die Beauflagung zur Kosten­
tragung für erforderliche Ersatzpflanzungen anzupassen. 
Die bisher mangels konkreter zentraler Regelungen örtlich 
in unterschiedlicher Weise gestalteten Vorschriften über 
die Ermittlung und den Ausgleich des landeskulturellen 
Wertes von Bäumen, deren Rechtmäßigkeit sich aus den 
§§ 12, 20 NSchVO ergab8, sind nun nicht mehr anzuwen­
den, da für Naturalersatz und finanziellen Ersatz die 
BSehVO die zulässigen Reaktionen eindeutig und verbind­
lich vorgibt.

Verantwortung für die Verwirklichung 
der Baumschutzverordnung

Die örtlichen Staatsorgane tragen für die Verwirklichung 
der Bestimmungen der BSehVO hohe Verantwortung. Sie 
haben breite Kreise der Bevölkerung, insbesondere aus 
den gesellschaftlichen Organisationen, einzubeziehen (als 
Helfer und Berater der örtlichen Staatsorgane). Das gilt 
besonders für die Mitglieder der Gesellschaft für Natur 
und Umwelt im Kulturbund der DDR, der Jagdgesell­
schaften, der URANIA, der FDJ und der Jungen Pioniere. 
So sollten z. B. die Staatsorgane in die Entscheidung, ob 
im Interesse der Intensivierung der Bodennutzung Bäume 
auf oder an landwirtschaftlichen Nutzflächen zu beseiti­
gen sind, auch beratende Gremien der gesellschaftlichen 
Organisationen regelmäßig mit einbeziehen.

Die Wirksamkeit der neuen BSehVO kann erheblich 
verstärkt werden, wenn sie unter Berücksichtigung der 
Ergebnisse einer komplexen territorialen Entwicklungs­
konzeption umgesetzt wird. Dazu gehört, Entscheidungen 
über Anträge zur Beseitigung von Bäumen exakt zu be­
gründen und Auflagen im Zusammenhang mit erteilten 
Genehmigungen dahin zu qualifizieren, daß z. B. Festle­
gungen über Baumarten oder über das Pflanzen von 
Starkbäumen im Zusammenhang mit notwendigen Ersatz­
pflanzungen konkreter getroffen werden. 1 2 3 4 5
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